
2361 022 «oFu.r d8S Nachschlagewerk!
Nicht für die Amtliche Sammlung! * v'

Gesetz: Einl.ALR § 75; Lastenausgleichsgesetz § 13 Abs 3

Rechtssatz: 1. Ein Aufopferungsanspruch i»S. des v 75 Einl.ALR?
;:_-J der durch Zerstörung eines Hauses infolge des

Baues eines vom Deutschen Reich errichteten Luft­
schutzbunkers entstanden ist, konnte auch schon vqr 
dem Inkrafttreten des Lastenausgleichsgesetzes 
nicht gegen die Gemeinde geltend gemacht werden»

2= Der Sachschaden, der durch Zerstörung eines Hau­
ses infolge des Baus eines vom Deutschen Reich 
errichteten Luftschutzbunkers entstanden ist, 
gilt als Kriegssachschaden i.S. des Lastanaus- - 
gleichsgesetzes *

Aktenzeichen: V ZR 109/51 LG Mannheim
Urte v, 15. Mai 1953 OLG Stuttgart

-Nebensitz Karlsruhe -



2 J ®  109/51 S f b
Verkündet am 15. Mai 1953 
Hoffmeister, ,Tustizange- 
stellter als‘UrkündsBeam­
ter der Geschäftsstelle.I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In dem Rechtsstreit 
der Stndtgemeinde MflHIHP? 'vertreten durch den Ober­
bürgermeister ;

Beklagten, Berufungsbeklagtens 
Revisionsklägerin,

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prof;. Br
gegen

den Steuersekretär Karl in S t | ^ H | ^
S e h J H J ^ s t r a s s e  4^ 9

Kläger, Berufungskläger, Revisions­
beklagten,

- Prozessbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr=

hat der V. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 24. April 1953 unter Mitwir­
kung des Senatspräsidenten Br. Tasche und der Bundes­
richter Br. Heck, Schuster, Br. Oechßler und Br. Groß­
mann

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil 
des 1. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Stutt­
gart - Nebensitz Karlsruhe - vom 29. Juni 1951 
aufgehoben und dahin erkannt:

Bie Berufung des Klägers gegen das Urteil der 
10 Zivilkammer des Landgerichts Mannheim vom 
18o August 1950 wird zurückgewiesen.

Ber Kläger hat die Kosten des Berufungs- und Re­
visionsverfahrens zu tragen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Der Kläger ist Eigentümer des Grundstücks Me( 
strasse in Das darauf stehende Haus wurde bei
einem Fliegerangriff vom 16«. auf 17 c Dezember 1940 erheblich 
beschädigt, aber bald wieder hergestellt« Mitte August 1941 
wurde auf Grund des Erlasses des Generalbevollmächtigten - 
Luftschutz vom 29» Juli 1941 auf dem Nachbargrundstück Mee#~ 
flÜstrasse 56/58, auf dem ein Kino gestanden hatte, das 
durch einen Fliegerangriff zerstört worden war,t,mit dem Bau 
eines Luftschutzbunkers begonnen« Der Bunker wurde unter der 
Leitung des damaligen Oberbaudirektors der Stadt

auf Kosten des Reichs ausgeführt, unter Heranziehung 
von Bediensteten und Einrichtungen des Städtischen Hochbau-' 
amts Auch die Planung des Bunkers wurde von Ober-
baucl irekt or ZfHIP durchgeführt. Dieser war von Reichsmini­
ster Dr, zum Bevollmächtigten für die Durchführung der
Luftschutzbaumaßnahmen in bestellt worden. Das An­
wesen MeflBfestrasse 56/58 war von ihm neben zwei anderen 
Plätzen als besonders geeignet für. die Bunkererstellung dem 
für die endgültige Bestimmung als örtlichem Luftschutzleiter 
zuständigen Polizeipräsidenten vorgeschlagen und von diesem 
ausgewählt worden- Während des Baus des Bunkers traten in 
dem Haus des Klägers Risse auf, so dass die Wohnungen darin 
im Oktober 1942 geräumt wurden und schliesslich das ganze 
Haus 1943 abgebrochen werden musste, weil mit seinem Ein­
sturz zu rechnen wäre Wegen Ersatzes des Schadens verhandel­
te der Kläger zunächst mit der Beklagten, dann mit dem Staat 
liehen Polizeipräsidenten in als dem örtlichen Luft
schutzleiter und mit dem Reichsminister der Luftfahrt und 
Oberbefehlshaber der Luftwaffe. Am 14. Februar 1945 schloss 
er mit dem Reichsfiskus Luftfahrt, vertreten durch das Luft- 
gaukommande V, einen Vergleich» Danach sollte der Kläger als 
Nutzungsechaden für die Zerstörung seines Hauses ab 1. Okto­
ber 1942 einen monatlichen Betrag von 205 RM erhalten. Die 
Berechnung des Schadensersatzbetrags für die Wiederherstel-
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lung eines gleichen Gebäudes sollte späterer Zeit, näm­
lich der Zeit Vorbehalten bleiben, in der eine Wiederher­
stellung des Gebäudes möglich oder zu der eine Entschädi­
gung nach der Kriegssachschädenregelung vorgesehen werden 
könne» ^ls Abgeltung für besondere Auslagen erhielt der 
Kläger noch den Betrog von 100 KM, im übrigen verzichtete 
er auf sämtliche Forderungen aus Anlass der Zerstörung des 
Hauses.

Mit der im November 194-8 eingereichten Klage hat der 
Kläger den Antrag gestellt, zu erkennen,

es wird für einen Streitwert von 2100 BI,! festgestellt, 
dass die Beklagte dem Kläger allen Schaden zu ersetzen 
hat, der dem Kläger aus dem Bau eines Eunkers auf dem 
Rachbargrundstück und dem dadurch erforderlichen Ab­
bruch seines Hauses, MedHBstrasse 4) in 
im April 1943 entstanden ist» 
mit dem fürsorglich gestellten Hilfsantrag:
Die Beklagte Stadtgemeinde ist schuldig, an den Kläger 
den Teilbetrag von .2500 DM nebst 4 $> Zinsen seit 14- 
Juli 1950 zu zahlen. y

Die Beklagte hat Elagabweisung beantragt.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Im Berufungs­
verfahren wurde der fürsorglich gestellte Klagantrag auf#6100 DM erhöht.

Das Oberlandesgericht hat das Urteil des Landgerichts 
aufgehoben und festgestellt, dass die Beklagte dem Kläger 
aus dem Rechtsgrunde des Aufopferungsanspruchs bis zur Höhe 
von 6100 DM den Schaden zu ersetzen hat, der dem Kläger 
durch den Bau eines Bunkers auf dem Rachbargrundstück und den 
dadurch erforderlich gewordenen Abbruch seines Hauses He®- 

itrasse ■§ in April 1943 entstanden ist.

Hit der Revision erstrebt die Beklagte Klagabweisung in
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vollem Umfang. Der Kläger bittet um Zurückweisung der 
Revision.

Entscheidungsgründes

I.
Das Berufungsgericht hat die Feststellungsklage zu- 

gelassen, weil die Schadenssumme hei den schwankenden Ma­
terialpreisen auch jetzt noch nicht ziffernmässig genau 
berechnet werden könne und weil angesichts der rechtlichen 
Unsicherheit, ob das von der Militärregierung am 29 o Juli 
1945 für luftschutzbauten erlassene Zahlungsverbot noch in 
Kraft sei, eine Leistungsklage nicht durchgeführt werden 
könneo Dagegen ist, da mindestens der letzte Grund zutrifft, 
nichts einzuwenden. Die Revision hat dagegen Einwendungen 
nicht erhoben.

II.
Das Berufungsgericht hat ferner ohne Rechtsverstoss 

den in der Vorinstanz erhobenen Einwand der Beklagten ab­
gelehnt, der Kläger habe auf Schadensersatzansprüche gegen 
die ‘Beklagte verzichtet. Die Revision ist darauf auch nicht 
zurückgekommen, .

III.
Die Revision wendet sich vielmehr in erster Linie ge­

gen die Passivlegitimation der Beklagten. Das Berufungsge­
richt hat dazu folgende tatsächlichen Feststellungen ge-- 
troffen?

Der in den Diensten der Beklagten stehende Oberbaudi­
rektor ZflBP sei im Oktober 1940 zu einer Sitzung nach Ber­
lin gerufen und dort für die Städte und
von Reichsminister Dr. zum Bevollmächtigten für die
Durchführung der Luftschutzbaumassnahmen ernannt worden. Die 
Bestellung für sei auf Bitten des Oberbaudirek­
tors ZflHP wegen zu grosser Belastung wieder zurückgenommen
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worden. Es sei ausdrücklich erklärt worden, dass eine Ver­
antwortlichkeit des Qberbaudirektors ZflHK auf diesem Ge­
biet ausschliesslich dem Reichsminister Dr. TtfP gegenüber 
bestehe und dass keinerlei Weisungen von anderen Stellen, 
weder von städtischen noch von Psrteistellen, in Empfang 
genommen werden sollten. Alle Schreiben aus Berlin in 
LS-Bauangelegenheiten seien unmittelbar an den Bevollmäch­
tigten für die Durchführung der LS-Baumassnahmen, nie an 
den Oberbürgermeister der Beklagten gerichtet gewesen. Ober* 
baudirektor habe nur die bautechnischen Aufgaben zu
erledigen gehabt, während die allgemeinen Verwaltungsangele- 
genheiten dem Polizeipräsidenten als dem örtlichen Luftschutz* 
leiter, also einer nichtstädtischen Stelle, obgelegen hätten 
Oberbaudirektor habe eine besondere Abteilung in sei-
nem Bauamt errichtet und bestimmte Bedienstete dieses Amts 
zur Erledigung der Arbeiten beigezogen. Er habe einen beson­
deren Stellvertreter für diese Sondertätigkeit bestimmen 
und nach Berlin melden müssen. Er habe dazu hicht seinen 
ordentlichen Stellvertreter im Städtischen Bauamt. sondern 
den dort beschäftigten Oberbaurat bestellt. Oberbau­
direktor und seine Mitarbeiter auf diesem SpezialgebieJ
hätten nach wie vor ihre Gehaltszahlungen von der Beklagten 
erhalten und weiterhin ihren sonstigen Dienst im Städtischen 
Bauarat versehen. Die Beklagte habe für die Inanspruchnahme 
der städtischen Beamten und Hinrichtungen für diese Sonder­
aufgabe eine gewisse Vergütung erhalten. Die Zahlungen für 
den Bunkerbau seien auf Grund von Zahlung-sanweisungen der 
Sonderabteilung des Bauamts von der Stadtkasse geleistet 
worden. Die Zahlungen seien aber nicht über den Haushalt 
der Stadt und nicht aus deren eigenen Mitteln gegangen» 
auch seien die Rechnungen nicht vom Städtischen RechAungs- 
büro, sondern vom Reichsrechnungshof und dessen dafür be­
sonders bestellten Organen geprüft worden» Das Reich habe " 
zur raschen Bezahlung der Baurechnungen über die Poliseikäs^ * 
se jeweils einen Vorschuss an die Stadtkasse gegeben.
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Die endgültige Auswahl des Platzes für den Bunker auf 
dem Grundstück LleflHBBstrasse 56/58 sei im Benehmen mit 
Oherhaudirektor durch den Polizeipräsidenten er­
folgt o Der Bunker sei Eigentum des Reichs geworden.

Das Berufungsgericht zieht daraus die rechtliche Fol­
gerung ? der Bunkerhau sei nicht durch die Beklagte im Sin­
ne einer Auftragsverwaltung durchgeführt worden, sondern 
das Reich habe von der Möglichkeit, die ihm durch $ 1 des 
Luftschutzgesetzes vom 26. Juni 1935 (RGBl I, 827) gegeben 
gewesen sei, Gebrauch gemacht, einzelne Behörden und Be­
dienstete anderer Körperschaften zur Erledigung bestimmter 
Aufgaben heranzuziehen und sich ihrer als in dieser Bezie­
hung nur. ihm unterstellter Organe zu bedienen.. Da ein Ein­
fluss städtischer Organe auf die Geschäfte des Bevollmäch­
tigten für die Durchführung der LS-Baumaßnahmen vollständig 
ausgeschlossen gewesen sei, könne eine Verantwortlichkeit 
der Beklagten für die Tätigkeit des Bevollmächtigten nicht 
in Frage kommen. Das LS-Gesetz lasse in allem eine äusserst 
straffe Zentralisierung des Luftschutzes unter der Leitung 
des Reichsministers der Luftfahrt und Oberbefehlshabers der 
Luftwaffe erkennen. Es sei dabei in M M H B K  eine so weit­
gehende Unterordnung der in Anspruch Genommenen unter die 
Reichsstellen geschaffen worden, v/ie es bei der normalen, 
den Gemeinde^ ''>i«rtragenen Auftragsverwaltung trotz der Wei­
sungsbefugnis der übertragenden Stelle eigentlich nie der 
Fall sei. Für die Annahme einer Auftragsverwaltung sei auch 
nicht der Umstand ausschlaggebend, dass gerade der Leiter 
des Städtischen Bauamts zum Bevollmächtigten bestellt wor­
den sei. In jener Kriegszeit sei es darauf angekommen, die 
nötigen Arbeiten rasch und gut auszuführen, und dazu seien - 
die leitenden Beamten der großen Städte besonders geeignet 
gewesen. Es hätten aber ebensogut eine andere Person zum Be­
vollmächtigten bestellt und besondere Arbeitskräfte und 
Räume zur Bearbeitung des Bunkerbaus bereitgestellt werden 
können.
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Das Vorliegen einer Auftragsverwaltung sei daher za 
verneinen. Ob erbaudirekt or sei zwar mit Rücksicht
auf seine Stellung als Leiter des Bauamts der Beklagten, 
aber doch rein persönlich mit der technischen Durchführung 
der Bunkerbauten betraut worden. Er habe deshalb durch al­
les, was in Ausübung dieser Aufgaben geschehen sei. nicht 
die Beklagte, sondern das Reich verpflichtet. Hierunter 
würden nicht nur Rechtsgeschäfte, sondern auch die nicht- 
rechtsgeschäftlichen Tatbestände fallen, auf die der Klä­
ger seinen Anspruch gestützt habe, wie sie in den §§ 904, 
905, 907, 825, 31, 89, 839 BGB in Verbindung mit Art 131 
V/eimRV geregelt seinn. Der Einwand der mangelnden Passivle­
gitimation der Beklagten greife daher für alle diese Rechts­
gründe mit Ausnahme des Aufopferungsanspruchs durch, Bine 
Haftung der Beklagten komme auch schon deshalb nicht in Prä­
ge. weil diese Vorschriften den Staat oder andere juristi­
sche Personen des Öffentlichen Rechts nur dann träfen, wenn 
sie in Ausübung fiskalischer Rechte handelten, als juristi­
sche Personen am Geschäftsverkehr teilnähmen oder auf Grund 
von Befugnissen handelten, die im bürgerlichen Recht wurzel-jrten, nicht aber, wo es sich wie hier um ein Handeln in Aus­
übung obrigkeitlicher Gewalt handle, ^ine Haftung nach §
839 EGB in Verbindung mit Art 131 V/eimRV komme auch deshalb 
nicht in Betracht, weil das Landgericht mit Recht ein Ver­
schulden verneint habe.

Liese Ausführungen lassen keinen Rechtsirrtum erkennen. 
Ein Widerspruch mit den Entscheidungen des Obersten Gerichts 
hofs vom 27. Kai 1949 II ZS 90/41 (OGIIZ 2, 136 /T397) und 
des Bundesgerichtshofs von 16. Hai 1951 II ZR 58/50 (BGIIZ 
2, 142), vom 24. Sept. 1952 II ZR 25/52 und vom 31. Jajauar 
1953 II ZR 130/52 besteht nicht, da es sich dort um ver­
tragliche Verpflichtungen handelte und jeweils tatsächlich 
festgestellt wurde, dass der Vertrag, um den gestritten wur­
de, von der Gemeinde als solcher abgeschlossen worden ist.
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Das Berufungsgericht prüft die Klage weiter unter dem 
Gesichtspunkt des Äufopferungsanspruchs. Es hält die Voraus­
setzungen dafür für gegeben, denn die Einwirkung, die durch 
den Bunkerbau auf das Grundstück des Klägers ausgeübt wor­
den sei, sei nach  ̂ 9t>4 BGB nicht rechtswidrig gewesen.
Der Bunkerbau sei zur Abwendung einer gegenwärtigen Gefahr 
für die Bevölkerung notwendig und der dieser drohende Scha­
den einem etwaigen Schaden auf dem Nachbargrundstück gegen­
über unverhältnismässig gross gewesen. Das Berufungsgericht 
lehnt aber die Auffassung des Landgerichts ab, der Kläger 
habe sein Eigentum zugunsten des .Reichs, da diesem der Luft­
schutz obgelejpen habe, und nicht zugunsten der Beklagten ge­
opfert. Der Bunker sei zwar in Erfüllung der Luftschutz­
pflicht des Reichs errichtet worden, aber es sei, wenn auch 
nicht ausschliesslich, so'doch ganz überwiegend die Stadt 
Ü p ( P P  und insbesondere der Stadtteil, in dem der Bunker.

gelegen sei, begünstigt gewesen. Denn die Bewohner dieses 
Stadtteils und die zur Arbeit dort tätigen Leute hätten da­
durch erhöhten Schutz und ein grösseres Sicherheitsgefühl 
erhalten, und es spiele keine Rolle, dass der Bunker auch eine 
Sicherung solcher Personen herbeigeführt habe, die zufällig 
von ausserhalb der Stadt in seinen Bereich gekommen seien,, 
Daraus ergebe sich die Ersatzpflicht der Beklagten, und es 
brauche nicht entschieden zu werden, ob daneben noch eine 
solche des Reichs, etwa gesamtschuldnerisch mit der Beklag­
ten, bestelle, da die Klage sich nur gegen die Beklagte 
richte.

Die Revision wendet sieh gegen diese Auffassung.;.
Sie meint, nach § 75 Einl z ALR ünd erst recht nach der 
Weimarer Verfassung hafte für Schaden, der durch ein im 
öffentlichem Interesse verlangtes Opfer entstanden sei, 
nur der Staat. Er könne die Zahlung zwar dem Begünstig­
ten auferlegen, dieser habe aber nur, soweit dies ausdrück­
lich geschehen sei, zu zahlen. Daraus allein, dass er durch 
den staatlichen Eingriff begünstigt werde, erwachse eine
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33 nt s o h;* cligiii >gspflioht nicht« Auch ein ilcgroßroo.ht dcp. 
Utaots baeteho nur insoweit«, als es.gccebzlich ausdrück­
lich festgelegt sei. Schon deshalb komme eine Haftung der 
Beklagten nicht in Frage? und es bedürfe nicht einmal der 
Untersuchung,.ob der Bunker überhaupt im Interesse der 
Beklagten errichtet worden sei.

Ausserdem handle es sich bei dem Bau des Bunkers um 
eine ausgesprochene Kriegsmaßnahme, denn er sei im Bahnen 
einer großen Aktion des Reichs in etwa 70 Städten errich­
tet worden. Die Bestimmung des § 75 Einl z AIR sei aber 
bereits durch die Preußische Kabinettsordre vom 4c Dezem­
ber 183t dahin eingeschränkt worden, daß für Akte der 
Ausübung unmittelbarer Souveränitätsrechte, wie Akte der 
Kriegsführung und der Gesetzgebung, keine Entschädigungs­
pflicht bestehe. Eine solche sei auch durch Gewohnheits­
recht nicht begründet worden.

Den Angriffen der Revision kann im Ergebnis ein Erfolg 
nicht versagt werden.

Der Anspruch auf Ersatz des sogenannten Aufopfe.rungs- 
schadens, d.h« des Schadens, der dadurch entsteht, dass 
ein Einzelner ein ihm zustehendes Rechf zugunsten der All­
gemeinheit hingegen muss, ist auf der Grundlage des § 75 
Einl z AIR entwickelt worden. Diese Bestimmung ist später 
durch die Preussische Kabinettsordre vogi 4» Dezember 1831 
(PrGS 255) dahin eingeschränkt worden, dass sie sich nicht 
auf Schäden beziehe, die durch die Ausübung der unmittelba­
ren Kajestätsrechte entstanden sind, zu denen u.a* das necht 
der Kriegsführung gerechnet wurde (Kraft in Gruchot 60,
284? Otto Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht, II Bd 2 Aüfl«. 
1917, 529)« Die Vorschrift des § 75 aaO ist durch Art 109 
EGBGB aufrechterhalten worden. Sie galt zunächst nur^für 
das Gebiet des Preussischen Allgemeinen Landrechts. Der 
in ihr liegende Rechtsgedanke ist aber vom Reichsgericht 
in ständiger Rechtsprechung auch für das Gebiet des gemei­
nen und Rheinischen Rechts für anwendbar erachtet worden.
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Es hat darin einen allgemeinen Grundsatz gesehen, der auch, ...
im § 904 BGB, im  ̂ 26 RGewO, im Reichsgesetz vom 22» Mai 
1910 und in den Enteignungsgesetzen seinen Ausdruck gefun­
den habe, und damit sei auch die Einschränkung durch die 
Kabinettsordre vom 4. Dezember 1831 wieder beseitigt wor­
den (RGZ 113, 301 /J067; RG in JW 1925, 2446).

Dagegen, dass ein auf Ersatz des AufopferungsSchadens 
gerichteter Anspruch vor den ordentlichen Gerichten gel­
tend gemacht wird, bestehen keine Bedenken» Der erkennen­
de Senat schliesst sich dem Urteil des III. Zivilsenats 
vom 19. Februar 1952 III ZR 208/51(zum Abdruck in der Amt­
lichen Sammlung Bd 9, 83 vorgesehen) an.

Auch die Frage, wer beim Vorliegen eines Aufopferungs­
anspruchs die Entschädigung zu leisten hat, ist häufig 
erörtert worden. Dabei bestand Einigkeit, dass entgegen 
dem Wortlaut des ^75 Einl a ALR und des § 31 ADR I, 8 
nicht nur der "Staat” als entschädigungspflichtig in Be­
tracht kommt.(RGZ 149, 34 /3§7 und die dort zitierten 
Stellen). In dieser Entscheidung wird hingewiesen auf ei­
ne Entscheidung (RGZ 80, 298 /3057)? in der neben dem 
Staat von "Kommunalverbänden, insbesondere Gemeinden" ge­
sprochen wird, und auf andere Fälle, in denen andere öf­
fentlich-rechtliche Verbände, so eine Kleinbahngesell­
schaft, eine Gesamtkörperschaft von Deichverbänden und 
eine Kirchengemeinde als entschädigungspflichtig genannt 
werden. Wenn besondere Verhältnisse nicht.vorliegen, wird 
nur der "engste Kreis", die Gemeinde, und die allumfassen­
de Gemeinschaft, der Staat, als entschädigungspflichtig 
angesehen, insbesondere werden die dazwischenliegenden Gebil­
de, so Provinzen und Kreise, ausgeschaltet (RGZ 82, 77 /8Cj7> 
100. 69 /727). Die Kö&lichkeit. dass sowohl die Gemeinde 
als auch der Staat haftet, ist nicht auszuschliessen (RGZ 
126, 356 /36j7) ? insbesondere kann der Staat nur dann zur 
Entschädigung nicht herangezogen werden, wenn der Eingriff 
dem Staatszweck überhaupt nicht oder doch nicht unmittel­
bar fronnt (RGZ 149, 34 £387)t Dieser Auffassung ist zuzu-
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stimmen. Dem Staat ist aber das Reich in den Rallen 
gleichzustellen, in denen es sich nicht um Zwecke des 
Einzelstaats« sondern des Gesamtstaats handelt. Es 
fragt sich aber, in welchen Pallen die Haftung der 
Gemeinde auszuschliessen ist. Um eine Ersatzpflicht 
festzustellen, müssen zwei Voraussetzungen gegeben sein, 
einmal muss der Ersatzpflichtige der "Störer" im Sinne 
des § 1004 BGB sein,.der bei Pehlen der Gemeinnützigkeit 
mit der Abwehrklage hätte belangt werden können, und aus­
serdem muss die Aufopferung zu seinen Gunsten gedient 
haben (RGZ 167, 14 / 2j$7 ) • Als Störer kommt nun im vor­
liegenden Palle nicht die Gemeinde in Präge, denn der 
Bunkerbau wurde, wie das Berufungsgericht in tatsächli­
cher Beziehung festgestellt hat, nicht von der Beklagten, 
sondern vom Reich durchgeführt, das sich nur der einzel­
nen Beamten der Beklagten und ihrer Einrichtungen und 
sachlichen Kittel bedient hat,

Bei der Frage, za wessen Gunsten der Bau des Bunkers 
sich ausgewirkt hat, darf nicht, wie es das Berufungsge­
richt tut, darauf abgehoben werden, welchen einzelnen 
Personen der Bunker genützt hat, Bs kann nicht gesagt 
werden, dass dies Mdie Bewohner der Stadt ge­
wesen seien. Das Berufungsgericht weist selbst darauf hin, 
dass eigentlich nur der Stadtteil, in cdm der Bunker lag- 
begünstigt gewesen sei, also die Bewohner dieses Stadt­
teils, ferner die dort zur Arbeit tätigen Deute. Diese 
brauchen aber nicht Einwohner der Stadt gewesen
zu sein, sie können ebensogut, wie dies in Großstädten in 
grossem Umfang üblich ist, in der näheren oder weiteren 
Umgebung von beheimatet gewesen und als "Pendler"
täglich zur Arbeit in die Stadt gefahren sein. Es komihen 
weiter Leute in Betracht, die zufällig von ausserhalb

* f  * »der Stadt in den Bereich des Bunkers'gekommen sind. Das 
Berufungsgericht weist darauf selbst hin,halt dies aber
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zu Unrecht für belanglos . Daraus, dass dieser Bunker 
nur einem räumlich umgrenzten Personenkreis zugute 
kam, könnte eine Haftung der Beklagten als Körperschaft 
nur entnommen werden, wenn diese im Rahmen ihrer ursprüng­
lichen oder übertragenen Aufgaben für diesen Personenkreis 
sorgen müsste, wenn es sich also um Eigenzwecke der Gemein­
de handeln würde, die im Rahmen selbstverwaltender Tätig­
keit zu verwirklichen sind (RGZ 149, 34 /5ß7) * Pas ist 
aber bei der Art, wie der Luftschutz und der Luftschutzbun­
kerbau im letzten Krieg organisiert waren, wie das Beru­
fungsgericht eingehend dargelegt hat, gerade nicht der 
Pall, mindestens nicht in der Zeit, in der diese Großak­
tion durchgeführt wurde. Diese war ein Teil der Reichsver­
teidigung und diente ausschliesslich ihren Zwecken, denn 
im Zeichen des totalen Kriegs war auch der Schutz der Zivil­
bevölkerung gegen Peindeinwirkung Sache des Reichs. Die Ge­
meinden sind auch in anderen Pallen nicht haftbar gemacht 
worden, in denen der Staat in Durchführung der staatlichen 
Polizeigewalt Eingriffe vorgenommen hatte, die nur von ört­
licher Bedeutung, aber doch iin allgemeinen staatlichen In­
teresse notwendig waren (RGZ 112, 95 /TOJ7» OLG Schleswig 
in IOT 195'ij 605)* Sine Gemeinde könnte auch nicht ver­
antwortlich gemacht werden, 'wenn der Gemeindebezirk Kampf­
gebiet geworden und dabei Sachschäden durch eigene oder 
feindliche Kampfeinwirkung entstanden wären. Es kann aber 
keinen Unterschied bedeuten, ob Luftschutz- oder Kampfbunker 
gebaut oder etwa auf dem Rückzug gesprengt oder ob Schützen­
gräben oder Artilleriestellungen angelegt wurden. Die Scha- 
densersatzpflicht traf also das Reich. Es kann nun dahinge­
stellt bleiben, wer nunmehr als Rechtsnachfolger des Reichs 
für dessen Verbindlichkeiten einzustehen hat. Pür das vorlie­
gende Verfahren genügt es, dass jedenfalls die Gemeinde 
nicht haftet und deshalb die Klage gegen sie nicht begrün­
det ist.
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IV.
Es braucht deshalb die von der Revision aufgeworfene 

Frage nicht mehr erörtert zu. werden, ob etwa auf Grund des 
§ 21 Abs 4 UmstG die Beklagte ganz oder teilweise zur Ver­
weigerung der Entschädigung des Klägers berechtigt ist.

V c

Es kommt aber noch ein weiterer Gesichtspunkt in Be­
tracht. Während des Revisionsverfahrens ist das Gesetz 
Uber den Lastenausgleich vom 14- August 1952 (BGBl I, 446) in 
Kraft getreten. Es fragt sich zunächst, inwieweit das in der 
Revisionsinstanz zu beachten ist. Gesetzesänderungen, .die wäh­
rend des Revisionsverfahrens eintreten, waren nach bisheriger 
Auffassung grundsätzlich nicht zu berücksichtigen und das Be­
rufungsurteil war daraufhin zu prüfen, ob es nach dem 2ur Zeit 
seiner Erlassung gültigen Recht richtig war (BGHZ 7, 161 
/T65>7 und die dort angeführten Entscheidungen des Reichs­
gerichts) . Die Rechtsprechung hat aber Ausnahmen von diesem 
allgemeinen Grundsatz gemacht. Ein neues Gesetz sollte in 
der Revieionsinstanz insoweit berücksichtigt werden, als sei­
ne Anwendung zur Aufrechterhaltung des BerufungsUrteils mit 
anderer Begründung führt (BGHZ 2;, 324)?ferner. wenn eine Zu­
rückverweisung erfolgt und die Vorinstanz das Gesetz dann eben­
falls berücksichtigen muss ( BGH in NJ\Y 1953? 46l); weiterhin 
wenn sich das neue Gesetz ausdrücklich oder stillschweigend 
rückwirkende Kraft beigelegt hat (BGHZ 7, 161 /J\ 65?) . Neuer­
dings hat sich der III. Zivilsenat (Urteil vom 26. Februar 
1953 III ZR 214/50 - zum Abdruck vorgesehen in BGHZ 9? 10i) 
auf den Standpunkt gestellt, dass grundsätzlich ein nach der 
Erlassung des angefochtenen Urteils ergangenes Gesetz in der 
Revisionsinstanz zu berücksichtigen sei, Gegenüber der bisheri­
gen Auffassung würde dies zur Folge haben, dass auch ein zur 
Zeit der Erlassung des Berufungsurteils richtiges Urteil, das 
bei Beurteilung nach neuem Recht anders lauten müsste, abge-
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ändert werden müsste. Ob dem III. Zivilsenat insoweit ge­
folgt werden kann, braucht im vorliegenden Fall nicht er­
örtert zu werden. Denn das Berufungsurteil konnte auch 
nach dem neuen Recht nicht aufrechterhalten werden, die 
Klage wäre vielmehr nach dem neuen Recht unzulässig. Es 
handelt sich bei dem dem Kläger erwachsenen Schaden um 
einen KriegsSachschaden im Sinne des § 13 LAG. Nach Ahs 3 
dieser Bestimmung gehört dazu auch der Schaden durch Be­
schädigung und Zerstörung von Sachen auf Grund behördli­
cher Massnahmen, die im Zusammenhang mit kriegerischen Er­
eignissen getroffen worden sind. Der hier erwachsene Scha­
den liegt in derselben Ebene wie in den Fällen des Nieder- 
legens von Gebäuden, um Schußfeld zu gewinnen oder um Brand­
gassen zur Bekämpfung von Großbränden bei Luftangriffen zu 
schaffen, die im Schrifttum (Kühne und Wolff, Kommentar 
zum LAG, Anm 11 zu § 13) als Beispiel für Kriegssachschä­
den angeführt sind.

Die Lriegssachschäden begründen nach § 232 Abs 1 LAG 
einen Rechtsanspruch auf Ausgleichsleistung, der nach Abs 
3 dieser Bestimmung als mit dem ". April 1952 in der Per­
son des Geschädigten entstanden gilt. Für diese Ansprüche 
ist im 13. Abschnitt des 3. Teils des Gesetzes Uber den 
Lastenausgleich ein besonderes Verfahren vor den Verwal­
tungsbehörden und Verwaltungsgerichten eingerichtet. Der 
Rechtsstreit fällt also nicht unter die Ansprüche; für 
die nach § 13 GVG der ordentliche Rechtsweg zugelassen 
ist, wobei die Frage offengelassen werden kann, ob es sich 
dabei um eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit handelt oder 
nicht o

^ie Klage ist daher auf Kosten des Klägers abzuv/eisen,



und es war deshalb unter Aufhebung des BerufungsUrteils 
die Berufung des Klägers zurückzuweisen.

Br. Tasche Br. Heck Schuster
Br. Oechßler Br. Großmann
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